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ANALYSEN UND BERICHTE

WELTWIRTSCHAFTSORDNUNG

Die Diskussion über die Neuordnung 
der Weltwirtschaft
Helmut Hesse, Göttingen

So lebhaft die Diskussion über eine Neuordnung der Weltwirtschaft gegenwärtig geführt wird, so wenig 
durchsichtig ist sie. Nur wenige sind in der Lage, die unterschiedlichen Ebenen zu benennen, auf denen 
Argumente ausgetauscht werden. Kaum jemand kann eine Ordnung in die Vielfalt und Vielschichtig­
keit von Behauptung und Gegenbehauptung, von Vorschlag und Gegenvorschlag bringen. Vielfach ist 
nicht einmal bekannt, wie umfassend und weitreichend die Forderungen nach einer Neuordnung sind. 
So erscheint der Versuch sinnvoll, die Diskussion zu strukturieren und sie dadurch verständlicher zu
machen.

Eine Neuordnung der Weltwirtschaft wird nur 
fordern, wer davon überzeugt ist, daß sie ge­

genwärtig in Unordnung ist. Er muß diese Unord­
nung nicht nur mit allgemeinen Hinweisen be­
schreiben, sondern sie im einzelnen und konkret 
aufdecken. Dadurch auch wird die Grundlage für 
Modelle einer neuen internationalen Ordnung und 
die Entwicklung neuer Regeln gelegt. Da fast 
alle Vorschläge zur Reform des Weltwirtschafts­
systems letztlich Schwachstellen des gegenwärti­
gen Systems, die beseitigt werden sollen, zuge­
ordnet werden können, ist es wichtig, sich mit den 
behaupteten Unzulänglichkeiten des bestehenden 
Systems auseinanderzusetzen.

Sind Mängel vorhanden?

Dies ist (vgl. die Übersicht) die erste Ebene der 
gegenwärtigen Diskussion: Kann man von Unzu­
länglichkeiten und Unordnung überhaupt spre­
chen und dadurch die Notwendigkeit einer Neu­
ordnung nachweisen? Auf diese Frage werden 
viele Antworten gegeben; die Liste der tatsäch­
lichen oder vermeintlichen Mängel ist lang. Man 
kann die Diskussion über die einzelnen Antwor­
ten jedoch mit Hilfe der beiden Begriffe „interna­
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tionale Ungleichheiten“ und „globale Interdepen­
denzen“ strukturieren. Danach ist strittig, ob und 
inwieweit sich Mängel des gegenwärtigen Welt­
wirtschaftssystems in internationalen Ungleichhei­
ten zeigen oder darin, daß globale Interdependen­
zen von denjenigen, die wirtschaftliche Entschei­
dungen treffen, unzulänglich berücksichtigt wer­
den, indem sie die Folgen ihrer Entscheidungen 
für andere Menschen oder Staaten nicht oder 
nicht gebührend beachten. Die Diskussion zu je­
dem dieser beiden Problemkreise verläuft auf 
drei Feldern.

Zunächst geht es im ersten Feld um rein faktische 
Aussagen. Man muß internationale Ungleichheiten 
konkret aufführen und die unzulängliche Berück­
sichtigung globaler Interdependenzen im einzel­
nen aufdecken. Auf diesem Feld verläuft die Dis­
kussion zwar in vergleichsweise ruhigen Bahnen, 
aber durchaus strittig. Das beweisen bereits zwei 
Beispiele.

□  Erstes Beispiel: Es wird behauptet, das Aus­
maß der internationalen Ungleichheit zeige sich 
darin, daß das Pro-Kopf-Einkommen in den west­
lichen Industrieländern etwa 34mal höher als in 
den ärmeren Entwicklungsländern ist. Dieser Be­
hauptung wird mit dem Argument entgegengetre­
ten, hier werde miteinander verglichen, was nicht 
miteinander verglichen werden dürfe. Teilweise 
würden nämlich die produzierten Güter und die 
erbrachten Dienstleistungen in einer von Land zu 
Land unterschiedlichen Weise zum Sozialprodukt 
zusammengefaßt, und es würden Doppelzählun­
gen begangen; teilweise würden in reicheren Län­
dern mehr als in ärmeren Güter und Dienstlei­
stungen dem Sozialprodukt zugerechnet, die le­
diglich der Vermeidung von Wohlstandseinbußen
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dienen und Aufwandscharakter haben. Beseitige 
man alle diese Mängel, gelange man nur zu einem 
Wohlstandsgefälle von etwa 13:1.

□  Zweites Beispiel: Es wird behauptet, die Ver­
flechtung der Volkswirtschaften sei in den letzten 
Dekaden so weit vorangeschritten, daß eine 
außerordentliche Vermehrung „internationalen 
Geldes“ globale Inflationsgefahren schaffe. Zwi­
schen 1969 und 1972 habe sich —  in US-$ gerech­
net —  das Volumen des internationalen Geldes 
mehr als verdoppelt. Ein weltweiter Inflations­
schub sei die Folge gewesen. Ihn müsse man 
denjenigen anlasten, von deren Entscheidungen 
die Menge des internationalen Geldes wesentlich 
bestimmt worden sei: den USA, die große Devi­
senbilanzdefizite zugelassen haben, und der Süd­
afrikanischen Union und der UdSSR, die Gold auf 
dem internationalen Markt verkauft haben. Diese 
Länder hätten in nationalem Interesse gehandelt

und bei ihren Entscheidungen die globalen Inter­
dependenzen der Volkswirtschaften nicht genü­
gend mitberücksichtigt. Diesen Behauptungen 
wird damit entgegengetreten, daß man die Welt­
inflation auf andere Gründe zurückzuführen sucht: 
auf die Inflation der Ansprüche, auf den Vertei­
lungskampf, auf staatliche Haushaltsdefizite usw.

Die Beispiele zeigen, daß Ungleichheiten und glo­
bale Interdependenzen nicht prinzipiell geleugnet 
werden. Es wird lediglich über das Ausmaß der 
Ungleichheiten und der Berücksichtigung der Ver­
flechtung diskutiert. Das bedeutet, daß auf die­
sem Feld kaum jemand die Diskussion über die 
Neuordnung der Weltwirtschaft beendet. Solange 
nämlich noch anerkannt wird, daß es Ungleichhei­
ten gibt und daß globale Interdependenzen nicht 
voll berücksichtigt werden, muß man sich den 
weiteren Fragen stellen, die in der angegebenen 
Übersicht formuliert worden sind.

1. Hat das gegenwärtige Weltwirtschaftssystem Mängel?

1.1. Zeigen sich diese Mängel in internationa­
len Ungleichheiten?

a) Sind internationale Ungleichheiten vor­
handen?

b) Wenn sie vorhanden sind, sind sie dem 
gegenwärtigen System zuzuschreiben?

c) Wenn sie ihm zuzuschreiben sind, wie 
sind sie zu bewerten?

1.2. Zeigen sich diese Mängel in einer unzu­
länglichen Berücksichtigung globaler In­
terdependenzen?

I
a) Werden globale Interdependenzen tat­

sächlich nur unzureichend berücksich­
tigt?

I
b) Wenn sie unzureichend berücksichtigt 

werden, ist das dem gegenwärtigen 
System anzulasten?

I
c) Wenn sie ihm anzulasten sind, stellt 

die unzureichende Berücksichtigung 
einen wesentlichen Mangel dar?

Erfolgt eine negative Bewertung:
Wie sollen die Mängel abgestellt werden?

I
2. Welche Reformen sollen durchgeführt werden?

_____________________I____________________

2.1. Auf welchen Sach­
gebieten soll die 
Neuordnung vorge­
nommen werden?

2.2. Welche institutioneilen Reformen sind durchzuführen? Insbe­
sondere: Inwieweit sollen staatliche Souveränitätsrechte auf­
gehoben und dezentrale Entscheidungsprozesse eingeengt 
werden?

 !____________________

Sollte eine Welt- Sollten einklagbare, internatio- Sollte ein internationales In­
regierung geschaf- nale Verträge multilateral aus- formations- und Konsultations-
fen werden? gehandelt werden? system aufgebaut werden?

I I I
  2.3. Welche Maßnahmen sollen im Rahmen der drei institutionellen

Modelle auf jedem Sachgebiet ergriffen werden?

502 WIRTSCHAFTSDIENST 1976/X



WELTWIRTSCHAFTSORDNUNG

Im zweiten Feld geht es zunächst darum, ob es 
dem gegenwärtigen Weltwirtschaftssystem anzu­
lasten ist, daß Ungleichheiten bestehen und daß 
globale Interdependenzen bei wirtschaftlichen 
Entscheidungen unzulänglich berücksichtigt wer­
den. Auf diesem zweiten Feld der Diskussion sind 
die Meinungsgegensätze größer als auf dem 
ersten. Auch verläuft der Meinungsstreit viel­
schichtiger.

Ist das System schuld?

Ein Teil der Kontroversen läßt sich mit der salopp 
formulierten Formel: „Das System ist schuld -  
Nein, andere Faktoren sind schuld“ , charakteri­
sieren. Dies gilt beispielsweise für die Diskussion 
über die Frage nach den Gründen für die wirt­
schaftliche Unterentwicklung der heutigen Ent­
wicklungsländer. Einige Diskussionsteilnehmer 
antworten ohne Zögern mit der gegenwärtigen 
Weltwirtschaftsordnung. Unter ihnen befinden sich 
die sogenannten Dependistas, für die das be­
stehende Weltwirtschaftssystem eindeutig „neo­
kolonialistische“ Züge trägt und zu einer generel­
len „dependencia“ der Entwicklungsländer von 
den Industrieländern geführt hat, mit der die Un­
terentwicklung erklärt werden kann. Dagegen 
wird eingewendet, andere Gründe seien maßgeb­
lich. Sie ließen sich —  wenigstens teilweise -  
auch mit einer Änderung des Weltwirtschafts­
systems nicht ausräumen. Tropisches Klima, aus 
Religion erwachsene Lebenseinstellungen, vor­
handene Sozialstrukturen, Bevölkerungsexplo­
sion, Mangel an technischen und organisatori­
schen Fähigkeiten, auch Kapitalmangel seien hier 
unter anderem zu nennen.

Ein anderer Teil dieser Kontroverse weist eine 
unterschiedliche Struktur auf. Dabei wird das fol­
gende Argument von der einen Seite entwickelt, 
von der anderen abgelehnt. Nach diesem Argu­
ment sind die beobachteten internationalen Un­
gleichheiten nicht der herrschenden Ordnung zu­
zurechnen, sondern damit zu erklären, daß immer 
wieder gegen die Spielregeln, die diese Ordnung 
ausmachen, verstoßen wird. Man kann dieses 
Argument am Beispiel des Freihandels verdeut­
lichen. Der freie Welthandel wird als Bestandteil 
der gegenwärtigen internationalen Ordnung be­
trachtet. Man weist darauf hin, daß ein völliger Ab­
bau der Handelsschranken in Industrieländern zu 
einem steigenden Anteil der Entwicklungsländer 
an der Weltindustrieproduktion beitragen und da­
durch das internationale Einkommensgefälle ver­
kleinern werde. Deshalb dürfe aus bestehenden 
Ungleichheiten nicht gefolgert werden, daß die 
herrschende Ordnung durch eine andere ersetzt 
werden müsse. Es käme vielmehr darauf an, ihre 
Erhaltung sicherzustellen und sie zu vervollkomm­
nen. Diese Argumentation stößt auf Protest. Dabei 
heißt es, daß die Einhaltung der Spielregeln des

Freihandels seitens der Industrieländer nicht zu 
anderen Strukturen wirtschaftlicher und politischer 
Macht in, der Welt führen würde. Die internationale 
Faktorallokation richte sich nach der Nachfrage 
derer aus, die sie entfalten können, und das seien 
vornehmlich Bewohner reicher Industrieländer.

Von ganz anderer Art sind die Kontroversen in 
ihrem dritten Teil. Hier werden die unzulängliche 
Berücksichtigung globaler Interdependenzen und 
die internationalen Ungleichheiten dem herrschen­
den Weltwirtschaftssystem dadurch angelastet, 
daß man es einem anderen (gedachten) System 
gegenüberstellt, das diese Mängel vermeidet.

Ein Beispiel soll das verdeutlichen. Konstitutives 
Element der gegenwärtigen Ordnung ist es, daß 
die Weltmarktpreise Lenkungsfunktionen über­
nehmen. Sie sollen zu einer möglichst effizienten 
internationalen Faktorallokation beitragen und 
eine internationale Arbeitsteilung ermöglichen, bei 
der jedes Land die Güter herstellt, bei denen es 
komparative Vorteile besitzt. Eingriffe in den 
Preismechanismus zur Veränderung der interna­
tionalen Einkommensverteilung widersprechen 
dieser Ordnung. Es fällt nun leicht, Modelle zu 
konstruieren, bei denen die Preise ausdrücklich 
in den Dienst einer als gerecht bewerteten inter­
nationalen Einkommensverteilung gestellt werden 
und bei denen die internationale Faktorallokation, 
die dann von den Weltmarktpreisen unter Effi­
zienzgesichtspunkten nicht mehr optimal bzw. 
weniger gut als bisher gelenkt wird, einem globa­
len Planungs- und Management-System zu über­
tragen. Damit wird jedoch die erste Diskussions­
ebene verlassen und die zweite betreten, auf der 
nach Modellen einer „besseren“ Weltwirtschafts­
ordnung gesucht wird. Hinzu kommt, daß diejeni­
gen, die so argumentieren, ihre Stellung auf dem 
dritten Feld bereits bezogen haben. Wer nämlich 
mit Modellen einer neuen internationalen Ord­
nung argumentiert und im Vergleich mit ihnen der 
bestehenden Ordnung Nachteile nachsagt, hat in­
ternationale Ungleichheiten und eine unzuläng­
liche Berücksichtigung von globalen Interdepen­
denzen als nicht akzeptierbar bewertet.

Bewertung der Mängel

Auf dem dritten Feld, dem der Werturteile, wer­
den Diskussionen, in denen gemeinsam nach Pro­
blemlösungen gesucht wird, häufig nicht mehr ge­
führt. Es geht vielmehr darum, Mehrheiten für den 
eigenen, fest eingenommenen Standpunkt zu fin­
den, indem man den vom „Gegner“ eingenomme­
nen Standpunkt als aus politischen, ethischen, 
humanistischen oder anderen Gründen schlechter 
hinstellt. Im Mittelpunkt dieser Auseinanderset­
zungen stehen drei Fragen: im Hinblick auf die 
internationalen Ungleichheiten die soziale Frage, 
im Hinblick auf die globalen Interdependenzen
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die staatliche Souveränitätsfrage und die privat- 
wirtschaftliche Frage.

Die soziale Frage lautet im Rahmen der geführ­
ten Diskussion: Wie weit soll man internationale 
Ungleichheiten billigen? Wie heterogen die hier­
auf gegebenen Antworten sind, zeigen vier (über­
trieben formulierte) Beispiele. Nach der ersten 
ist jedes Land seines Glückes Schmied und für 
sich selbst verantwortlich. Internationale Ungleich­
heiten sind damit nicht von der Völkergemein­
schaft zu verantworten und sind als gegeben hin­
zunehmen. Bei der zweiten Antwort wird zwar 
akzeptiert, daß jedes Land seines Glückes 
Schmied ist, aber es wird Chancengleichheit ge­
fordert. Jedes Land müsse beim Schmieden sei­
nes Glückes die gleichen Chancen haben. Soweit 
Ungleichheiten Ausdruck fehlender Chancen­
gleichheit seien, müßten sie abgelehnt und dem 
bestehenden Weltwirtschaftssystem angelastet 
werden. Bei der dritten Antwort wird jedem Men­
schen „by the virtue of being born into the world 
we called civilized“ das Recht auf die Befriedi­
gung von sogenannten Grundbedürfnissen einge­
räumt. Die Werturteile zeigen sich hier in der 
Festlegung von „Minimalanforderungen“ für Nah­
rungsmittel, Bekleidung, Wohnung und Ausbil­
dung. Die Völkergemeinschaft müsse eine Welt­
wirtschaftsordnung schaffen, bei der die Erfül­
lung dieser „Minimalanforderungen“ außer Frage 
stünde. Darüber hinausgehende Ungleichheiten 
könnten hingenommen werden. Schließlich wird 
geantwortet, alle Menschen seien gleich. So 
müsse auch jede wirtschaftliche Ungleichheit zwi­
schen ihnen abgelehnt und ein Egalitarismus an­
gestrebt werden.

Ein besonderer Aspekt der Diskussionen über die 
Beantwortung der sozialen Fragen liegt darin, daß 
das paretianische Werturteil nicht mehr generell 
anerkannt wird und teilweise durch das Rawl’sche 
Differenzprinzip ersetzt zu werden scheint'). Das 
paretianische Werturteil, nach dem Maßnahmen 
und Absprachen zwischen Ländern, die diesen 
Vorteile bringen, ohne anderen Ländern Nachteile 
zu verschaffen, die Wohlfahrt der Völkergemein­
schaft erhöhen, hat die bestehende internationale 
Ordnung stark beeinflußt. So schreibt beispiels­
weise das GATT bei Handelsverträgen Reziprozität 
vor; Nachteile für andere Staaten, die diese Han­
delsverträge nicht ausgehandelt haben, sollen 
durch Anwendung der Meistbegünstigungsklausel 
vermieden werden. Das Differenzprinzip dagegen 
läuft auf eine lexikographische Präferenzordnung 
hinaus. Maßnahmen, die nicht zu einer Steigerung 
der Wohlfahrt der ärmsten Länder führen, finden

!) Der Rechtsphilosoph J. R a w l s  hat, fußend auf Kant, Locke 
und Rousseau, in seinem Werk „A Theory of Ju s tice “ , Cam­
bridge 1971, e ine gesellschaftliche Ordnung auf der Basis eines 
fre iw illig e n  Kontrakts entworfen, fü r den „G erechtigkeit a ls Fair­
neß“ prägend ist.

keine Billigung. Die konsequente Anwendung die­
ses Prinzips muß zu entscheidenden Änderungen 
der gegenwärtigen Weltwirtschaftsordnung führen.

Die Souveränitätsfrage

Mit der Souveränitätsfrage wird das Problem auf­
geworfen, ob die Regierungen von Nationalstaaten 
in allen ihren Entscheidungen auch dann souverän 
bleiben sollen, wenn davon negative Auswirkun­
gen auf andere Staaten ausgehen, oder ob die 
Völkergemeinschaft das Recht hat, die Entschei­
dungsbefugnisse der Regierungen im Interesse 
der Verfolgung globaler Zielsetzungen zu be­
schränken. Die Bewertung dieser Frage verlangt 
neben der Lösung von organisationstheoretischen 
Problemen die Aufdeckung einer Reihe von Wert­
urteilen. Wann liegen negative Auswirkungen auf 
andere Staaten vor? Wer soll die Völkergemein­
schaft repräsentieren? Wie soll sie ihre Entschei­
dungen finden: nach der Ein-Land-eine-Stimme- 
Regel oder wie? Und wie sind die Entscheidungen 
durchzusetzen, wenn sich ein einzelnes Land da­
mit nicht einverstanden erklären kann?

Wie die Souveränitätsfrage auf die Beschneidung 
der Befugnisse von Regierungen abzielt, so geht 
es bei der privatwirtschaftlichen Frage um die Be­
grenzung der Entscheidungsbefugnisse von Indi­
viduen. Man fragt, ob man Personen, deren Pro- 
duktions- oder Verbrauchsentscheidungen nega­
tive externe Effekte auf andere Menschen haben 
oder Marktanpassungsprozesse auslösen, die auf­
grund von Verzerrungen und Starrheiten andere 
Menschen negativ berühren, Beschränkungen auf­
erlegen darf. Soll beispielsweise ein Unternehmer 
in einem Industrieland ein neues synthetisches 
Produkt produzieren und anbieten dürfen, wenn 
dadurch der Absatz von Rohstoffen aus Entwick­
lungsländern erheblich beeinträchtigt wird und das 
wegen der Unvollkommenheiten der Arbeitsmärkte 
in den Rohstoffländern zu Arbeitslosigkeit führt? 
Bei der Beantwortung dieser und ähnlicher Fragen 
steht man zwar nicht vor der Alternative zwischen 
freier Marktwirtschaft und zentraler Planwirtschaft, 
da vielfältige Möglichkeiten staatlicher Lenkung 
des dezentralen Entscheidungsprozesses einer 
Marktwirtschaft bestehen, aber die planwirtschaft­
liche Lösung steht dennoch im Mittelpunkt vieler 
Diskussionsbeiträge in dieser Frage.

Welche Reformen sollen durchgeführt werden?

Mit der Aufdeckung der Werturteile wird nicht nur 
die Basis zur Beurteilung bestehender Ungleich­
heiten, sondern auch die Basis zur Schaffung einer 
neuen Ordnung gelegt; denn aus den Werturteilen 
folgen die Zielsetzungen, auf die das neue System 
ausgerichtet werden soll. Insofern ist das dritte 
Feld der ersten Diskussionsebene zugleich der

504 WIRTSCHAFTSDIENST 1976/X



WELTWIRTSCHAFTSORDNUNG

Verbindungsweg (das Scharnier) zwischen den 
beiden in der Übersicht angegebenen Ebenen.

Hat man die Zielsetzungen vorgenommen, müssen 
zur Schaffung einer neuen Ordnung zwei Haupt­
fragen beantwortet werden. Einmal ist zu ent­
scheiden, auf welchen Sachgebieten angesetzt 
werden soll, zum anderen, welche institutioneilen 
Regelungen gewählt werden sollen. Erst nach Be­
antwortung dieser beiden Fragen sind Einzelmaß­
nahmen zu suchen. Es ist wichtig, die nachgeord- 
nete Bedeutung der Diskussion über Einzelmaß­
nahmen zu erkennen. Wer nämlich nur über Einzel­
maßnahmen, z. B. ein integriertes Rohstoffabkom­
men, diskutiert, gerät allzu leicht in Gefahr, impli­
zite Antworten auf die grundlegenden Fragen, wie 
sie hier dargelegt wurden, zu übernehmen, ohne 
diese Antworten selbst im Rahmen einer offenen 
Diskussion vertreten zu wollen.

Die Diskussion über die Sachgebiete, auf denen 
man mit einer Neuordnung beginnen soll, ist weit­
gehend eine Diskussion über Zweckmäßigkeit. Auf 
der einen Seite wird behauptet, wenn man nicht 
gleich Reformen auf allen Sachgebieten durch­
führe, sei es unmöglich, eine konsistente, durch­

gehende internationale Ordnung zu schaffen. Da 
Wirtschaft und Gesellschaft untrennbar mitein­
ander verbunden seien, könne man ohnehin nicht 
Wirtschaftsreformen ohne Gesellschaftsreformen 
durchführen. Welch weiter Rahmen damit gesteckt 
wird, zeigt beispielsweise der dritte Bericht an 
den Club of Rome, der sogenannte RIO-Report 
(Reshaping the International Order). Dort werden 
folgende „major problem areas relevant to the 
creation of a new international order . . . with a 
view to defining the magnitude of the tasks con­
fronting the international community“ diskutiert, 
und zwar in dieser Reihenfolge:

□  Rüstungswettlauf
□  Bevölkerung

□  Nahrungsmittel

□  Menschliches Wohnen

□  Menschliche Umwelt

□  Internationale Währungs- und Handelssysteme; 
Hilfe zu Vorzugsbedingungen

□  Natürliche Ressourcen und Energie

□  Wissenschaft und Technologie; transnationale 
Unternehmen

Vertrauen verpflichtet
Wir wissen, daß unsere Kunden ihr Vertrauen in uns 
setzen. Vertrauen in die Qualität der MOBIL-Erzeug- 
nisse. Vertrauen in die Leistungsfähigkeit eines Welt­
unternehmens, dessen Teil wir sind.
Wir wissen, daß man von MOBIL immer etwas mehr 
erwartet. Ein Mehr an Beratung, an Service, an fort­
schrittlichem Denken.

Wir wollen, daß das so bleibt; daß Sie mit MOBIL 
morgen ebenso zufrieden sind wie gestern oder vor­
gestern.
Wir arbeiten dafür. In unseren Raffinerien, in unseren 
Forschungslaboratorien, in unserer ganzen Organisa­
tion. Tag für Tag. Für Sie, den Kunden, dessen Ver­
trauen unser Kapital ist.

Mobil
M O BIL O IL A.G. IN DEUTSCHLAND ■ 2 HAMBURG 1 • STEINSTRASSE 5

WIRTSCHAFTSDIENST 1976/X 505



WELTWIRTSCHAFTSORDNUNG

□  Die Meere
□  Der Weltraum

Die Befürworter einer großen Lösung, bei der 
gleich aufeinander bezogene Reformen auf allen 
Sachgebieten vorgenommen werden sollen, wer­
den von ihren Diskussionspartnern häufig als hoff­
nungslose Idealisten hingestellt. Gleich alles anzu­
fangen hieße, von Anfang an alles in Frage zu 
stellen. Man solle sich vielmehr —  ohne das Ganze 
aus dem Blick zu verlieren —  auf einzelne Sach­
gebiete konzentrieren. Schon das sei schwierig 
genug. Mit welchem Sachgebiet dabei begonnen 
werden soll, ist zwar strittig, mehrheitlich aber wird 
das Gebiet „Internationale Währungs- und Han­
delssysteme . . .“ angesprochen.

Institutioneile Reformen

Liest man die vielen Diskussionen, Deklarationen 
und Aktionspläne, die inzwischen vorliegen, kann 
man im großen und ganzen drei Modelle institutio­
neller Regelungen zur Lösung der auf den einzel­
nen Sachgebieten bestehenden Probleme vor­
finden:

Nach dem ersten Modell soll letztlich, und d. h. in 
ferner Zukunft, eine Weltregierung gebildet und 
dem Ziel verpflichtet werden, die Weltwohlfahrt 
auf der Basis einer als gerecht bewerteten inter­
nationalen Einkommensverteilung zu erhöhen. Von 
dieser späteren Weltregierung wird erwartet, daß 
sie umfassende, wenn auch grobe Strukturpläne 
hinsichtlich der internationalen Arbeitsteilung auf­
stellt und durchsetzt und in den Preisbildungs­
prozeß so eingreift, daß die internationale Einkom­
mensverteilung gleichmäßiger wird. Da eine Welt­
regierung auf absehbare Zeit als nicht realisierbar 
betrachtet wird, geben sich diejenigen, die dieses 
Modell einer neuen Welt aufgestellt haben, mit 
Schritten auf dieses Ziel hin zufrieden. Sie verlan­
gen, Kompetenzen von nationalen auf internatio­
nale Gremien zu übertragen, diese Gremien „de­
mokratisch“ zusammenzusetzen und sicherzustel­
len, daß die Mehrheitsentscheidungen durchge­
setzt werden.

In dreierlei Weise sind diese Forderungen bereits 
konkretisiert worden. Einmal ist verlangt worden, 
eine internationale Zentralbank zu schaffen und 
sie so, wie die nationalen Zentralbanken unter 
Regierungskontrolle gebracht worden sind, der 
globalen Ländergemeinschaft zu unterstellen. Die­
ser Bank soll der gesamte internationale Zahlungs­
verkehr und das gesamte internationale Kredit­
system unterstellt werden. Die Entscheidungen 
trifft ein Zentralbankrat, dessen Zusammensetzung 
nicht den finanziellen Beiträgen der Kapitalgeber 
entspricht. Zum anderen wird eine Weltbehörde 
zur Regelung all dessen gefordert, was unter den 
Begriff „Gemeinsames Erbe der Menschheit“ sub­
sumiert worden ist. Hierbei wird z. B. an die Aus­
nutzung der Schätze des Meeresbodens gedacht. 
Schließlich wird die Gründung einer Weltenergie­
behörde vorgeschlagen, die das Problem einer 
möglichen weltweiten Energieknappheit lösen und 
das Recht zu Eingriffen in die Energiepolitik der 
Einzelstaaten erhalten soll.

Anderen Reformvorschlägen liegt ein zweites Mo­
dell einer neuen Welt zugrunde. In diesem Modell 
gibt es keine Weltregierung, die zentral Produk­
tions- und Verteilungspläne aufstellt. Doch soll 
nach und nach ein Netz internationaler, einklag­
barer Verträge geschaffen werden, welche die Re­
gierungen aller Länder bei ihren wirtschaftspoliti­
schen Aktivitäten an bestimmte Regeln binden und 
auf internationale Zielsetzungen verpflichten und 
welche für Produzenten und Nachfrager in den 
einzelnen Volkswirtschaften neue Daten setzen, 
die ihre Entscheidunsfreiheit einengen. Die Spann­
weite der vorgeschlagenen Verträge ist weit. Es 
fallen auf der einen Seite die begrüßenswerten 
internationalen Abmachungen und Verhaltens­
kodizes darunter, deren Ziel die Sicherung geord­
neter internationaler Wettbewerbsverhältnisse ist. 
Auf der anderen Seite denkt man an massive, ja 
z. T. an marktwirtschaftlichen Vorstellungen zu­
widerlaufende Eingriffe in den Allokations- und 
Verteilungsmechanismus der westlichen Welt.

Das dritte Modell zeichnet sich gegenüber den 
beiden ersten durch einen höheren Grad an Frei-
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Willigkeit aus. Es wird daran gedacht, einen Me­
chanismus zu schaffen, der sicherstellt, daß jede 
Regierung alle anderen Regierungen über ihre 
wichtigen wirtschaftlichen Probleme und ihre wirt­
schaftspolitischen Absichten regelmäßig informiert 
und jede Regierung vor dem Ergreifen von Maß­
nahmen, die weltwirtschaftliche Auswirkungen ha­
ben werden, konsultiert. In dieses System gegen­
seitiger Information und Konsultation sollen regel­
mäßige internationale Konferenzen über Welt­
probleme und Möglichkeiten ihrer Lösung ein­
gefügt werden. Es wird gewünscht, daß alle Re­
gierungen daran mit dem grundsätzlichen Verspre­
chen teilnehmen, im Rahmen der bestehenden 
Möglichkeiten an der Realisierung international 
gesetzter Ziele mitzuwirken. Man knüpft daran die 
Hoffnung, daß wegen der intensiven Beschäftigung 
mit globalen Problemen und mit den Sorgen der 
Dritten Welt mehr und mehr die Erhöhung der 
internationalen Wohlfahrt auch die nationale Wirt- 
schafts- und Sozialpolitik bestimmt und daß die 
Länder sich auf freiwilliger Basis mehr und mehr 
an der Finanzierung internationaler Entwicklungs­
fonds beteiligen.

Zuordnung der Maßnahmen

Jedem dieser Modelle können für jedes Sach­
gebiet bestimmte Maßnahmen zugeordnet werden. 
Ihre Auffindung bildet den ersten Aspekt bei der 
Diskussion über Einzelmaßnahmen. Auf welche 
Lösungen man dabei stoßen kann, zeigen bereits 
einige Beispiele:

Im Rahmen des ersten institutioneilen Modells ist 
auf dem Sachgebiet „Natürliche Ressourcen und 
Energie“ empfohlen worden, der Weltenergie­
behörde das Recht zur Erhebung einer Steuer auf 
die Produktion von Atomenergie zu geben. Von 
dieser Steuer erwartet man, daß sie die Ausbrei­
tung von Atomkraftwerken verhindert und damit 
die Wahrscheinlichkeit einer mißbräuchlichen Aus­
nutzung der in diesen Werken verwendeten Tech­
nologien zu kriegerischen Zwecken gering hält. 
Die Einnahmen sollen der Erschließung neuer 
Energiequellen dienen und damit zur Lösung eines 
besonderen Rohstoffproblems, des Erdölproblems, 
beitragen.

Im Rahmen des zweiten Modells ist beispielsweise 
im Hinblick auf die Handelsordnung angeregt wor­
den, die Preise der Ausfuhrwaren der Entwick­
lungsländer an die Preise ihrer Einfuhrwaren zu 
ketten und durch eine solche Indexierung sicher­
zustellen, daß einmal die Weltinflation nicht eine 
reale Einkommensumverteilung zum Nachteil der 
Entwicklungsländer bewirkt und zum anderen der 
Ressourcentransfer von Industrie- in Entwicklungs­
länder zunimmt.

Im Rahmen des dritten Modells ist im Hinblick auf 
das Sachgebiet „Nahrungsmittel“ die Hoffnung 
geäußert worden, die Industrieländer würden den 
Fleischverbrauch besteuern, um so die Fleisch­
produktion einzuschränken, die benötigte Futter­
getreidemenge zu senken und mehr Getreide 
direkt für die menschliche Ernährung zur Verfü­
gung zu haben.

Zielerreichungsgrade der Maßnahmen

Der zweite Aspekt bei der Diskussion über Einzel­
maßnahmen ist wichtiger als der erste. Er ist darin 
zu sehen, daß jede vorgeschlagene Maßnahme 
daraufhin überprüft wird, inwieweit sie zur Aus­
räumung von Ungleichheiten beitragen kann und 
in welcher Weise mit ihr globale Interdependenzen 
berücksichtigt werden. Die Diskussion beschäftigt 
sich somit mit den Zielerreichungsgraden der ein­
zelnen Maßnahmen und sucht die Maßnahme mit 
dem höchsten Zielerreichungsgrad zu realisieren. 
Ein Beispiel hierfür ist die Diskussion über die Bil­
dung internationaler Rohstoffkartelle seitens der 
Entwicklungsländer. Es wird jenseits der Frage 
nach der Beurteilung von Kartellen aus marktwirt­
schaftlicher Sicht strittig diskutiert, ob Kartelle 
Bestand haben können, ob also die Bedingungen 
für dauerhafte Kartellbildungen vorliegen.

Der dritte Aspekt schließlich besteht im wertenden 
Vergleich von Maßnahmen. Damit kehrt man häufig 
auf das Feld der Werturteile zurück. Sehr deutlich 
wird das bei der Diskussion über die Forderung 
der Entwicklungsländer nach „gerechten und loh­
nenden“ Preisen, d. h. nach Preisen, die über dem 
Marktgleichgewichtsniveau liegen und den Ent­
wicklungsländern höhere Einkommen zusichern 
sollen. Verwirklicht werden soll diese Forderung 
u. a. im Rahmen eines integrierten Rohstoffpro­
gramms und durch Indexierung der Ausfuhrpreise 
der Entwicklungsländer. Diese Forderung wird von 
den marktwirtschaftlich organisierten Ländern mit 
dem Hinweis auf die Allokationsschäden, die ihre 
Realisierung bewirken würde, abgelehnt. Diejeni­
gen Vertreter von Industrieländern, die ernsthaft 
gewillt sind, zum Abbau der Ungleichheiten in der 
Welt beizutragen, schlagen deshalb eine Alternativ­
maßnahme vor. Danach wird die freie Weltmarkt­
wirtschaft in eine soziale Weltmarktwirtschaft ver­
wandelt, indem eine internationale „distribution 
machinery“ aufgebaut wird. Ein wachsender Teil 
des Sozialprodukts der Industrieländer (0,7% bis 
1980, danach Steigerung auf 1 %) soll danach als 
Entwicklungshilfe aufgebracht werden. Davon soll 
der größte Teil direkt internationalen Entwicklungs­
organisationen, z. B. der Weltbank, zugeführt wer­
den, die damit unter Effizienzgesichtspunkten ge­
prüfte Entwicklungsprogramme der Dritten bzw. der 
Vierten Welt finanzieren.
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